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Europäische Kommission hilft Unternehmen, weitere 600 Millionen 
Euro an Außenständen grenzüberschreitend einzutreiben  
 

 

Ein kleines italienisches Käseunternehmen beliefert einen Tiefkühlpizzahersteller in Frankreich mit 

Mozzarella. Als das französische Unternehmen in Zahlungsverzug gerät, stellt die italienische Firma 

ihre Lieferungen ein, bleibt aber auf unbeglichenen Rechnungen in Höhe von Tausenden von Euro 

sitzen. Wie kann das italienische Unternehmen die Schulden eintreiben? Diese Frage ist momentan 

nicht leicht zu beantworten. Betrüger können problemlos Geld von einem Mitgliedstaat in einen 

anderen verschieben und Guthaben auf verschiedenen Konten in mehreren Ländern deponieren. 

Problematisch wird es auch, wenn über das Internet erworbene Waren nie eintreffen oder ein im 

Ausland lebender Elternteil keine Unterhaltszahlungen leistet. Ob und inwieweit Banken angehalten 

werden können, Geld von Kundenkonten an Gläubiger auszuzahlen, ist derzeit im innerstaatlichen 

Recht geregelt. Die aktuelle Rechtslage in den 27 Mitgliedstaaten ist kompliziert und hat langwierige 

und kostenaufwändige Verfahren zur Folge. Rund eine Million kleinerer Unternehmen haben 

Schwierigkeiten, im Ausland Schulden einzutreiben. So werden Forderungen in Höhe von bis zu 

600 Millionen Euro jährlich unnötigerweise abgeschrieben, weil sich die Unternehmen nicht auf 

kostspielige, undurchsichtige Rechtsstreitigkeiten in anderen Ländern einlassen wollen. Um Bürgern 

und Unternehmen die grenzüberschreitende Eintreibung von Forderungen zu erleichtern, legt die 

Europäische Kommission heute einen Vorschlag für einen Beschluss zur vorläufigen 

Kontenpfändung vor, der EU-weit zur Anwendung gelangen soll.  

„Wir müssen dafür sorgen, dass Forderungen im Ausland genauso einfach eingetrieben werden 

können wie im Inland“, erklärte dazu die EU-Justizkommissarin Viviane Reding. „Aufgrund 

uneinbringlicher Forderungen gehen Unternehmen ca. 2,6 % ihres Jahresumsatzes verloren. Das ist 

eine Schwachstelle unseres Binnenmarktes, bei der dringend Abhilfe geboten ist! Die Unternehmen 

brauchen eine einfache Lösung – einen Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung, der europaweit 

wirksam ist –, damit Gelder gesperrt werden können, bis ein Gericht über die entsprechenden 

Forderungen entschieden hat. Angesichts der schwierigen Wirtschaftslage ist rasches Handeln 

vonnöten. Jeder Euro zählt, vor allem für kleinere Unternehmen.“  

99 % der Unternehmen in der EU sind kleine und mittlere Unternehmen (KMU). Rund eine Million 

von ihnen sehen sich Schwierigkeiten bei der grenzüberschreitenden Eintreibung von Forderungen 

gegenüber. Die entsprechenden Verfahren sind kompliziert und verursachen enorme Kosten für 

Unternehmen, die in der EU grenzüberschreitend Handel betreiben wollen. Problematisch sind dabei 

nicht nur die unterschiedlichen nationalen Rechtsvorschriften, sondern auch etwaige zusätzliche 

Anwalts- und Übersetzungskosten, die den Unternehmen entstehen. Ähnlichen Schwierigkeiten 

sehen sich Privatpersonen gegenüber, die ihr Geld von unseriösen Geschäftsleuten in einem 
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anderen EU-Land zurückbekommen oder ein unterhaltssäumiges Elternteil im Ausland zur 

Rechenschaft ziehen wollen.  

Ziel des heute vorgelegten Legislativvorschlags ist es, die grenzüberschreitende Eintreibung von 

Forderungen zu erleichtern und Gläubigern in dieser Hinsicht mehr Sicherheit zu bieten und somit 

das Vertrauen in den Handel im EU-Binnenmarkt zu stärken. Der Vorschlag ist Teil der 

Kommissionsagenda „Justiz für Wachstum“, die darauf abstellt, das Potenzial des gemeinsamen 

Rechtsraums der EU zugunsten von Handel und Wachstum auszuschöpfen. 

 

Hintergrund 

Mit der Verordnung wird ein Europäischer Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung eingeführt, der 

Gläubigern ermöglichen soll, den geschuldeten Betrag auf einem Schuldnerkonto sperren zu lassen. 

Der Beschluss kann in Verfahren zur Eintreibung von Forderungen von maßgeblicher Bedeutung 

sein, da er verhindert, dass Schuldner vor Erwirkung und Vollstreckung einer gerichtlichen 

Entscheidung in der Hauptsache Geld von ihrem Konto abheben oder ihr Vermögen beiseite 

schaffen können. Damit erhöhen sich die Chancen auf eine erfolgreiche Eintreibung von 

Forderungen im Ausland. 

Der neue Europäische Beschluss wird Gläubiger in die Lage versetzen, in allen EU-Mitgliedstaaten 

unter denselben Bedingungen Bankguthaben vorläufig pfänden zu lassen. Wichtig ist dabei auch, 

dass die nationalen Systeme zur vorläufigen Pfändung von Guthaben unverändert bestehen bleiben. 

Der Kommissionsvorschlag sieht lediglich vor, dass parallel dazu ein europäisches Verfahren 

eingeführt wird, auf das Gläubiger zurückgreifen können, um Forderungen in anderen EU-Ländern 

einzutreiben. Bei dem neuen Verfahren handelt es sich um eine einstweilige Sicherungsmaßnahme. 

Um das Geld tatsächlich zu erlangen, muss der Gläubiger nach dem innerstaatlichen Recht oder mit 

einem der vereinfachten europäischen Verfahren (wie dem europäischen Verfahren für geringfügige 

Forderungen) eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung in der Hauptsache erwirken.  

Der Europäische Beschluss zur vorläufigen Kontenpfändung wird Gläubigern als Alternative zu den 

im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Instrumenten zur Verfügung stehen. Er wird auf die 

Sicherung von Konten ausgerichtet sein, also lediglich die Sperrung von Schuldnerkonten bewirken, 

nicht aber die Auszahlung von Geld an Gläubiger gestatten. Er wird nur in Fällen mit 

grenzüberschreitendem Bezug zur Anwendung gelangen und ohne vorherige Anhörung des 

Schuldners erlassen. Das heißt, er wird erlassen, ohne dass der Schuldner davon weiß; somit bleibt 

der „Überraschungseffekt“ erhalten. Der Rechtsakt enthält einheitliche Zuständigkeitsvorschriften 

und regelt folgende Aspekte: Bedingungen und Verfahren für den Erlass des Beschlusses, 

Offenlegungsbeschluss in Bezug auf Bankkonten, Vollstreckung durch nationale Gerichte und 

Behörden, Rechtsbehelfe des Schuldners und sonstige Elemente des Schuldnerschutzes. 

Der Verordnungsvorschlag wird nun an das Europäische Parlament und den Rat der EU 

weitergeleitet; seine Annahme erfolgt im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren mit qualifizierter 

Mehrheit. 

 

 

Europäische Kommission – Neuigkeiten im Bereich Justiz:  

http://ec.europa.eu/justice/newsroom/index_de.htm  

 

Europäische Kommission – Ziviljustiz:  

http://ec.europa.eu/justice/civil/index_de.htm  

 

http://ec.europa.eu/justice/newsroom/index_de.htm
http://ec.europa.eu/justice/civil/index_de.htm
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Homepage von Vizepräsidentin und EU-Justizkommissarin Viviane Reding:  

http://ec.europa.eu/reding  

 

 

Für weitere Auskünfte 
Ernst Moutschen – 4301 32925 

E-Mail: ernst.moutschen@ec.europa.eu 

 

Annex 

European Commission to help businesses and consumers recover cross-
border debts – Frequently Asked Questions 

What is the proposal about? 

Creditors currently face complex and lengthy procedures for recovering debt in another country, 
resulting in higher costs for businesses trading across EU borders. Individuals face similar problems 
when seeking to get their money back from a rogue trader or a maintenance defaulter in another EU 
country.  

The proposed Regulation establishes a European procedure – the European Account Preservation 
Order – for recovering money within the EU. This will ease cross-border claims by giving creditors 
more certainty about recovering their debt, thereby increasing confidence in trading within the EU’s 
single market. The Regulation creates a provisional measure to preserve the debtor’s funds located 
abroad. Under the new rules, a court would issue an order to a bank obliging it to preserve a specific 
amount owed to a creditor. This could be done either before or after the creditor has received a court 
judgement entitling him to recover the debt.  The procedure would only be available in cross-border 
cases. It would not provide for the actual payment of the money to the creditor at the end of the 
litigation, which will continue to be governed by national law. 

What problems do creditors face when recovering debts from another country?  

At the moment, debtors can instantly move funds from a bank account in one Member State to another, or 

simply withdraw funds. Debtors can thus easily escape enforcement of a court order to pay back money owed. 

Creditors, however, have little chance of safeguarding funds in debtors’ bank accounts abroad to secure the 

payment of their claims. As a result, many creditors are either unable to successfully recover their claims 

abroad or do not consider it worthwhile pursuing them and write them off.  

 Creditors face a range of problems in preserving funds in cross-border cases: the conditions for 
issuing orders to preserve assets vary considerable across the EU; it is often difficult, if not impossible, 
for creditors to get information about the location of a debtor’s bank account; the costs for obtaining an 
order abroad are generally higher than for domestic cases, particularly for hiring an additional lawyer 
and translating documents; and there is a wide difference in how long it takes for national authorities to 
enforce a judgement. 

How much money is at stake? 

Companies could recover up to €600 million a year in debt that is currently written off. They lose 
around 2.6% of their annual turnover to bad debts that are not pursued. .A European Account 
Preservation Order could also help individuals collect maintenance payments. 

How will the recovery of debts abroad work in practice? 

The proposed Regulation would establish a new European Account Preservation Order that would 
allow creditors to preserve the amount owed in a debtor's bank account. It would be available to the 
creditor as an alternative to national orders. The European procedure would be issued without the prior 
hearing of the debtor, allowing for a “surprise effect”. Banks would be obliged to implement the order 
immediately by preserving a specific amount.  

Does the proposal have safeguards to protect debtors? 

http://ec.europa.eu/commission_2010-2014/reding/index_de.htm
mailto:ernst.moutschen@ec.europa.eu
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Debtors have to be notified immediately after the measure takes effect to prepare their defence. They 
can contest the order by applying for a review by the court that issued the order. The Regulation 
provides for standard forms available in all EU languages to apply for a review. 

The Regulation also allows amounts to be exempt from enforcement to ensure the livelihood of debtors 
or to allow a company to continue its ordinary course of business. Creditors must in any case show a 
good prospect of winning the case on the substance, and – in particular – that the claim is well-
founded. A court can also require that creditors provide a security deposit to ensure compensation for 
any damage suffered by the debtor if the order is later proved to be unjustified. 

How would the proposal help consumers? 

Individuals can find it just as difficult as businesses to recover a debt when the debtor is abroad. This 
can happen when consumers never receive goods bought online and already paid for them, or when 
an absent parent fails to pay maintenance from abroad.  

According to recent Eurobarometer surveys, consumers are still reluctant to shop cross-border. Only 
7% of European consumers buy online from another Member State and 14% of Web shoppers ran into 
problems with the transaction. About three-quarters of those complained to the seller or service 
provider, but only half took further action. 

Are there concrete examples? 

- Example 1:  

Mr Kaminski, the owner of a small Polish furniture company, makes specially designed oak kitchen 
cupboards. A Spanish retailer is impressed with his cupboards during a furniture fair in Cracow. Mr 
Kaminski agrees with the retailer to produce and deliver a first lot of 300 cupboards to test the market 
at a price of €150 per cupboard plus shipping. Payment should be made upon delivery. Mr Kaminski 
only manages to negotiate an advance payment of 20% for the material. The cupboards are delivered 
to Spain but the retailer fails to pay. When no money arrives after a month and various attempts to 
reach the retailer by phone and email fail, Mr Kaminski discovers on the internet that the retailer has a 
habit of defaulting and not paying his suppliers. Mr Kaminski turns to his company’s local lawyer for 
advice. He is told that he would need to seek a provisional account preservation measure in Spain 
according to Spanish law. Unfortunately, the Polish lawyer is not familiar with Spanish law so Mr 
Kaminski would need to hire an international law firm with considerably higher rates.  

The proposed Regulation would make it easier to obtain a preservation order in another Member State 
and cut lawyer’s fees because the conditions and procedure for issuing a European Account 
Preservation Order would be the same in all Member States. In addition, there would be a standard 
application form in all official EU languages.   

- Example 2:  

Françoise is a 24-year-old Belgian studying graphic design in Brussels. She needs to buy a laptop for 
her master’s thesis and has found one in a local store for €1,199. A friend tells her that she can find the 
same model for much less in Germany. Francoise browses the Internet and finds an offer from a 
German online shop for €899 plus €25 shipping costs. She pays by credit card but never receives the 
computer on the date indicated in the order confirmation. She gets no reply to an email and discovers 
that the trader’s website is under construction. A fellow student who is studying law advises her to get a 
provisional measure against the trader’s bank account. However, she first needs to get the trader’s 
account number. 

The proposed Regulation would allow Françoise to apply for the order without the trader’s account 
number. Under the proposal, she can ask the competent authorities in Germany to get the necessary 
information for her. The new procedure will make it much easier for creditors in situations such as 
Françoise's to get a preservation order. 

- Example 3: 

Marion is living with her 3-year-old daughter in Manchester, United Kingdom. She has just separated 
from her husband Pedro who decided to return to Portugal, his native country. This leaves Marion in a 
difficult position because she does not have the necessary financial means to bring up their daughter 
alone. After contacting Pedro many times asking for money to help her cover child-rearing costs, 
Marion is advised by a lawyer to obtain a maintenance order against him in the UK. While proceedings 
are pending, she learns that Pedro is likely to move to the United States for a new job. Her lawyer 
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advises her to seek a provisional order so that money is preserved in her ex-husband’s account in 
Portugal pending the outcome of the maintenance proceedings. Marion invests her savings to hire a 
Portuguese lawyer to do this but by the time the order is granted and enforced, Pedro has closed the 
account and left the country.  

Under the proposal, Marion could obtain a European Account Preservation Order more quickly than a 
national measure. This would increase her chances to have funds in her ex-husband’s account 
preserved before he leaves the country. The proposed Regulation provides for specific time limits 
within which the European Account Preservation Order would have to be issued and implemented.  

What are the next steps? 

The proposed European Account Preservation Order Regulation will now pass to the European 
Parliament and the Council of the EU for adoption under the ordinary legislative procedure (co-
decision) and by qualified majority.  

 


